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«Ein Meilenstein für das Claraspital»
Der 120-Millionen-Erweiterungsbauwird zur Freude vonDirektor Peter Eichenberger dieser Tage in Betrieb genommen.

Ein Spital ist ein Spital. Oder

eben doch nicht ganz? Der Er-

satzneubau Hirzbrunnen des

Basler Claraspitals wirkt von

aussenzurückhaltendund funk-

tional; wie ein Spital eben. Für

Claraspital-Direktor Peter Ei-

chenberger entspricht diese

architektonische Bescheiden-

heit aber ebenso dem bürgerli-

chen Hirzbrunnen-Quartier, in

demsichdasSpital befindet, so-

wie der inneren Haltung dieses

Gesundheitsunternehmens,dem

ervorsteht. Eine«willkommen-

heissende, angenehme Atmo-

sphäre» soll der neueTrakt ver-

strömen, sagt Eichenberger.

Hellund frisch, abernicht
«first-class-chic»
Tatsächlich zeigt ein Rundgang

durchdieRäume,dass vielWert

auf Farbe, Luft und Licht gelegt

wurde.PatientinnenundPatien-

ten können aus ihren Zimmern

mitden raumhohenFensterndi-

rekt auf die grossen, alten Bäu-

me des Spitalparks blicken.

WändeundsogarDeckenzieren

farbenfroheBilder, hinundwie-

der findet sich dazu ein lebens-

weisheitlicher Sinnspruch, der

zugleich Trost spenden und die

PhilosophiedesSpitals herüber-

bringen soll. Das alles kommt

frisch und modern daher, ohne

auf anbiedernde Gastlichkeit

oder auf first-class-chic wie in

Luxus-Privatkliniken oder Spi-

talhotels zumachen.

Die Grundsteinlegung für

den Ersatzneubau erfolgte vor

rund zweieinhalb Jahren. Nun,

nach einer coronabedingten

Verzögerung, haben die einzel-

nenAbteilungenmitdemBezug

ihrerRäumlichkeitenbegonnen

oder sind dort bereits an der

Arbeit. 110 Millionen Franken

hat der Bau gekostet, rund 10

Millionen Frankenmussten zu-

sätzlich für das technische

Equipment aufgewendet wer-

den. Laut Eichenberger habe

dasSpital dasProjektmehrheit-

lich aus Eigenmitteln finanzie-

ren können.

DemNeubauzugrunde liegt

einMasterplan zurErweiterung

und Erneuerung des Spitalperi-

meters aus dem Jahr 2005. Ei-

chenbergerverweist aufdieNot-

wendigkeit einer steten Zu-

kunftsplanung. Das Claraspital

habe sich in den vergangenen

zehn JahrenvoneinemStadtspi-

tal zueinemhochspezialisierten

Zentrum entwickelt. In diesem

Zeitraum hat auch die Zahl der

stationärbehandeltenPatienten

um 30 Prozent auf 11000 pro

Jahr zugenommen, die der am-

bulantbehandeltenum220Pro-

zent auf 42000 pro Jahr.

Notfallstationwird
immerwichtiger
Im Erdgeschoss des Neubaus

befindet sich die 24-Stunden-

Notfallstation mit 15 Zimmern

und einem Interventionsraum

fürkleinereEingriffe.DieseSta-

tionwerde, soEichenberger, in-

nerhalb des Leistungsangebots

immer wichtiger. Im ersten

Stock sind die neuen Opera-

tionssäle angesiedelt, im zwei-

ten Stock die ambulante medi-

zinische Onkologie/Hämatolo-

gieund imdrittenfindensichdie

Patientenzimmer.

Mit dem Neubau hat das

Claraspital fürPeterEichenber-

ger ein «Meilenstein» in seiner

Entwicklung erreicht. Entstan-

den ist sozusagen ein Spital im

Spital.

PatrickMarcolli

Blick in einen der neuen Operationssäle. Bilder: zvg

Analyse zum Fall Halili und dessen möglichen Auswirkungen

Baselbieter Praxis ist nicht mehr zeitgemäss
Eswar einMachtwort, das die

Baselbieter Regierung am

Donnerstag sprach. Und zwar

eines, das Konsequenzenweit

über Bubendorf hinaus haben

könnte. Denn erstmals seit 18

Jahren nutzte der Regierungs-

rat seine Kompetenz als obers-

te Aufsichtsinstanz über den

Bürgerrat wieder in vollem

Masse aus. Er wies die Bürger-

gemeinde Bubendorf nicht an,

ein drittesMal über die Einbür-

gerung vonHamdiHalili

abzustimmen, sondern befahl

demBürgerrat, demgebürti-

genKosovaren das Bürgerrecht

«umgehend» zu verleihen

(siehe bz von gestern).

Der Entscheid ist vor Kantons-

gericht nicht anfechtbar, da es

eine aufsichtsrechtliche Anord-

nung ist. Auf den ersten Blick

ein unglaublicher Vorgang: Die

Regierung spricht der Bürger-

gemeindeversammlung und

damit den Bubendörfer Bür-

gern die Kompetenz ab, die

ihnen laut Verfassung und

kantonalemBürgerrechts-

gesetz zusteht, nämlich das

Gemeindebürgerrecht zu

erteilen. Es bedarf geringer

Fantasie, sich vorzustellen,

dass der Bürgerrat daran keine

Freude hat. Entsprechend

verwundert es nicht, dass

dessenMitglieder vorerst auf

Tauchstation gegangen sind,

um sich zu beraten.

Doch auf den zweitenBlick und

nachder Lektüre des auf-

schlussreichen, 14-seitigen

regierungsrätlichenProtokolls

ist dieBevormundungdes

kommunalenGremiumsvor

allemeines:wegweisend.

Nicht, dass dieRegierung

künftig bei einerVielzahl von

Einbürgerungsentscheiden

einschreitenwird. Sie selbst

schreibt in ihrerMitteilung

explizit, dass derEntscheid

«sich auf denkonkretenEinzel-

fall bezieht undkeinPräjudiz

darstellt». Allerdings hält

Markus Schefer, Staatsrechts-

professor anderUniBasel, auf

Anfrage fest: «Das ist zu ein-

fach. Selbstverständlich können

Einzelfälle immer auchpräjudi-

ziellenWert haben.» Schefer

liefert auch gleich ein imposan-

tesBeispiel: Im Jahr 2000wies

dasBaselbieterVerwaltungsge-

richt die Prattler Bürgergemein-

de an, fünf abgelehnteEinbür-

gerungenneu zubeurteilen,

weil dieAblehnungwillkürlich

erfolgt sei. «Daswar der

schweizweit erste Fall, in dem

eineEinbürgerung voneinem

Gericht nicht als politischer,

sondern alsVerwaltungsakt

bezeichnetwurde, der hinrei-

chendbegründetwerdenmuss

undanfechtbar ist. Baselland

stiess damit dieRevisiondes

Bürgerrechts aufBundesebene

an», so Schefer.

Kannder FallHalili ebenfalls so

eineWirkung entfalten? Im-

merhin hält die Baselbieter

Regierung fest: «Die Bürgerge-

meindeversammlungBuben-

dorf hat nun bereits zweimal

über die Einbürgerung vonH.

abgestimmt unddabei beide

Male kein den rechtsstaatlichen

Prinzipien gerechtwerdendes

Ergebnis zu Stande gebracht.»

Schefer bezeichnet es grund-

sätzlich als «schlechtesKonst-

rukt», dass eineVersammlung

über Einbürgerungen entschei-

det. «Das sollte ein spezifisches

Gremiumübernehmen, ob der

Bürgerrat oder eine neue

Kommission.»

Genaumit dieser Forderung

müssen sich Regierung und

Landrat sowieso noch ausein-

andersetzen. Eine entspre-

chendeMotion des Bubendör-

fer SP-Landrats ThomasNoack

ist seit Februar hängig. Und sie

dürfte nun ziemlich Auftrieb

erhalten. Denn die heutige

Baselbieter Praxis ist schlicht

nichtmehr zeitgemäss. Sie

orientiert sich eben noch am

veralteten Verständnis der

Einbürgerung als politischen

Akt der Bürger, die endgültig

und unbegründet entscheiden

können, wen sie in ihrerMitte

aufnehmenwollen – undwen

nicht. AuswelchenGründen

eine Bürgergemeindever-

sammlungwie entscheidet,

wird nie ganz nachvollziehbar

sein. Persönliches, das nichts

mit einer sachlichen Integra-

tionsbeurteilung zu tun hat,

wird immerwieder das Resul-

tat beeinflussen.

Einzig in Birsfelden entschei-

detmit demGemeinderat

schon heute ein Exekutiv-

organ. In Basel-Stadt hingegen

ist bereits seit acht Jahren der

siebenköpfige Bürgerrat zu-

ständig. Es geht also nicht

unbedingt umdie Entmach-

tung der Bürgergemeinde,

sondern umeinenWechsel von

der Legislative zur Exekutive.

Das Bürgerrechtsgesetz er-

möglicht dies bereits heute,

doch es sollte von der Ausnah-

me zur Regel werden.

Der Bürgerrat hatteHamdi

Halili übrigens ursprünglich

zur Einbürgerung empfohlen.

Michael Nittnaus
michael.nittnaus@chmedia.ch

Claraspital-Direktor Peter Eichenberger. Schlicht und zurückhaltend: der Neubau von aussen.

GLP will breiteres
Zünglein werden
Grossrat99Kandidatinnenund
Kandidaten treten imHerbst bei

den Grossratswahlen für die

Basler Grünliberalen an. Erst-

mals in ihrerGeschichte hat die

Partei alle Listen voll. Das Ziel

derGLPsind sechs Sitze.Damit

würde die Partei auch wieder

Fraktionsstärkeerlangen,die sie

2016verlorenhat. Seitdempoli-

tisiert die GLP im Basler Parla-

ment zudritt.Weil das linkeund

dasbürgerlicheLager aberprak-

tisch gleich stark sind, ist die

GLP bei vielen Abstimmungen

das Zünglein an der Waage.

«Wir sind eine wichtige Kraft

zwischen den Polen», sagt Par-

teipräsidentin Katja Christ.

Die Kombination von Um-

welt- undWirtschaftspolitik so-

wie dem gesellschaftsliberalen

Ansatz, die nur bei den Grünli-

beralen zu finden sei, würde

sehr gut zueinemurbanenKan-

tonwieBasel-Stadt passen, sagt

Christ. BeimWahlkampfauftakt

griff die Präsidentin auch die

Auswirkungen der Coronapan-

demieauf: So seienwährenddes

Lockdowns die Auswirkungen

des Menschen auf die Umwelt

sichtbar geworden. Und auch

die Dringlichkeit des Themas

Innovation habe nochmals zu-

genommen. (hys)
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Das Licht brennt,
die Freier fehlen
Auch nach derWiedereröffnung scheuen sichMänner vor einem

Besuch imBordell. Das bringt Prostituierte in eineNotlage.

Zara Zatti

Sex gibt es nur mit Maske und
mindestens einerUnterarmlän-

ge Abstand zwischen den Köp-

fen der Beteiligten.Was absurd
klingt, ist seit balddreiMonaten

offizielleRealität imBasler Sex-
gewerbe. Am 6. Juni durften

Bordelle, genauwie andereper-

sonenbezogene Dienstleisten-
de, ihre Pforten wieder öffnen.

Allerdingsmüssen auch sie sich
an ein Schutzkonzept halten.

Und das spüren die Betreiben-

den: Die Freier kommen nicht.
«Mir fehlen die Kunden»,

klagt Puffbesitzer Diego. In sei-
nemKlubEdelweiss inBasel be-

wohnen zurzeit noch fünf Frau-

en einZimmer.DochdieArbeit
unddamit auchdasEinkommen

bleibt aus. Den Grund dafür
siehtDiegovor allem indenauf-

erlegten Vorgaben. Diese er-

schwere den Frauen die Arbeit
und schrecke die Kunden ab:

«WiesollmanmiteinerArmlän-
ge Abstand Sex haben?», fragt

er ungläubig. In seinemPuffgilt

momentan eine Masken- und
Handschuhpflicht beim Ge-

schlechtsverkehr.Danebensieht
er vor allem die obligatorische

Erhebung der Kontaktdaten als

Problem: «Die Kunden wollen
Diskretion. Dass sie jetzt ihren

Namen preisgeben müssen,
schreckt sie ab.»

NotgedrungeneWechsel in
schlechtereVerhältnisse
Dass sichwenigerMänner inein
Bordell trauen, treibe mehr

FrauenaufdenStrassenstrich in

derToleranzzone.Dasgefährde
auch die Sicherheit der Sex-
arbeiterinnen: «Die Bedingun-

gen dort sind teilweise men-

schenunwürdig», sagt Diego.

Die Toleranzzone befindet
sich an der Kreuzung Ochsen-
gasse/Webergasse im Kleinba-

sel. An einem Mittwoch kurz

nach demMittag zeigt sich dort
ein bekanntes Bild. Eine Hand-

voll Frauen in kurzen, billigen
Kleidern und ausgelatschten

Flip Flops gehen dieWebergas-

se auf und ab. Etwa gleich viele
ältere Herren lungern an den

Hauswändenherumundverfol-
gen die Frauen mit ihren Bli-

cken. Aus einem Hauseingang

kommt eine junge Frau im kur-
zenLeoprint-Kleid, dicht gefolgt

von zweiMännern.
Der Betreiber einer Bar

nimmtgeradedieStühlevor sei-

nem Lokal vom Tisch. «Die Si-
cherheitsmassnahmen sind lä-

cherlich», findet auch er. «Auf
der Strassehält sichniemandan

die Vorschriften.» Er selbst be-

treibt einpaarZimmerüber sei-
nerBar.Masken,Desinfektions-

mittel undLakenzumWechseln
stellt er bereit. Ob sie die Freier

und Frauen tatsächlich benut-

zen, könne er nur schwer kon-
trollieren.FürdieFrauen seidas

Business im Moment sehr
schwierig:Weil dieKunden feh-

len, würden siemit den Preisen

runtergehen und Praktiken an-
bieten, zu denen sie sonst nicht

bereit sind. Zum Beispiel Sex
ohneGummi.

EntwederSicherheit
oderGeld
Diese Befürchtung teilt Felix
Neuenschwander, Leiter Prä-

vention der Aids-Hilfe beider
Basel. «Ich kannmir vorstellen,

dass Sexarbeiterinnen wegen

der fehlenden Kundschaft
einem grösseren Druck ausge-

setzt sind, Forderungen der

Freier nachzugeben.»Dass zur-
zeitmehrProstituierte inderTo-
leranzzone anschaffenwürden,

konnte die Aids-Hilfe in den

letztenMonatenallerdingsnicht

feststellen.
Zwar sei der Wille der Be-

treibenden und Sexarbeiterin-

nenda, sich andie Schutzmass-

nahmenzuhalten.Vielewürden
sichaber in einemDilemmabe-

finden:Wer sichnicht andieRe-
geln hält, verdient zwar besser,

riskiert damit aber, vonderPoli-

zei gebüsst zu werden und sich
mit dem Coronavirus anzuste-

cken. Wer die Regeln befolgt,
bleibt imbestenFall gesund,hat

keine Problememit den Behör-

den, verdient aber keinodernur
wenigGeld.«EinTeufelskreis»,

soNeuenschwander.

MitMaske istmanbeimSex
genügendgeschützt
Problematisch sieht Neuen-

schwander vor allem die Kon-
taktdatenpflicht: Das halte die

Freier wohl am meisten ab. In

diesemPunkt spricht er sich für
eine Anpassung der Vorgaben

aus: «Sofern eine Maske getra-
genwird, könntemanaufdieEr-

hebung der Kontaktdaten ver-

zichten.» Der Schutz sei mit
Maske auch beim Sex gegeben,

Küssensei inderBranche sowie-
so nicht üblich.

Die Kontrolle, ob dieMaske

getragen wird, dürfte in dieser
Branche allerdings schwierig

sein. Deshalb hält der Kanton
auch an der Kontakterfassung

fest. LautAngabendesGesund-

heitsdepartements Basel-Stadt
mussten seit der Wiedereröff-

nungneunErotikbetreibe vorü-
bergehendgeschlossenwerden,

weil dasSchutzkonzeptmangel-
haft war. Wenn immer möglich

versuche man aber, auf eine

Schliessung zu verzichten.
Ein erneutes generellesVer-

botdesSexgewerbesmöchteFe-

lix Neuenschwander um jeden
Preis verhindern. Dann sei die
Wahrscheinlichkeit gross, dass

sich das Geschäft in den Unter-

grund verschiebe. «Kommt es

dannzuGewalt gegenSexarbei-
terinnen, melden sich diese al-
lenfalls nichtbeiderPolizei.Aus

Angst vor Konsequenzen.» Für Sexarbeitende ist es momentan schwierig, Geld zu verdienen. Bild: Kenneth Nars

Basler Behörden schliessen 14 Betriebe temporär
Mangelhafter Coronaschutz führt zu drastischen staatlichen Interventionen.

DerKantonBasel-Stadt hat bis-

lang 14 vorübergehende Be-

triebsschliessungen wegen

mangelhafter Schutzmassnah-
men gegen Coronavirus-Infek-

tionen verfügt. Bei denmeisten

Stichprobenkontrollen wurden

aber keine oder nur geringe

Mängel festgestellt, wie Vertre-
ter des Basler Gesundheits-

departements am Freitag an

einerMedienkonferenzmitteil-

ten.

Bislang seien insgesamt1722
Stichprobenkontrollendurchge-

führt worden, hiess es weiter:

175aufBaustellen, 1547 indiver-

sen Betrieben von Coiffeurge-

schäften über Museen, Ein-
kaufslädenundErotiksalonsbis

hin zu Gastronomiebetrieben.

Die 14 Betriebsschliessungen

seien nur vorübergehend ver-

fügtworden,dieBetriebehätten

nach einer Nachbesserung der

Schutzmassnahmenwieder öff-

nen können.

Verständnis, aber
auchWutmails
Bei den Kontrollen werde man

im Hinblick auf die Verfügung
der Maskenpflicht vor allem in

Einkaufsläden amMontag «in-

tensivdranbleiben», sagteKan-

tonsarzt Thomas Steffen an der

Medienkonferenz am Freitag.
Gesundheitsdirektor Lukas En-

gelberger (CVP) ergänzte, dass

die Läden bei der Anzahl der

kontrollierten Betriebe (730)

auch in Vergangenheit bereits
am stärksten im Fokus gestan-

den hätten.

Engelberger sagte weiter,

dassdie verfügteMaskenpflicht

bei den bislang eingegangenen

ReaktionenausderBevölkerung

mehrheitlich auf Verständnis

gestossensei.«Wirhatte imVor-
feld bereits viele Zuschriften

vonMenschen, die dies explizit

so gewünscht hatten.» Auf der

anderenSeitehabedasGesund-

heitsdepartement auch «Wut-
mails» erhalten vonMenschen,

die sich zu sehr eingeschränkt

fühlen.Eshabe sichbislangaber

nur umwenigeDutzendgehan-

delt.
EngelbergerundSteffensag-

ten,dass es sichbeiderMasken-

pflicht im Vergleich zu anderen

umeine relativ günstig und ein-

fachumzusetzendeMassnahme
handle. Und er verwies auf eine

Empfehlungderwissenschaftli-

chenCoronataskforce des Bun-

des, die eine Ausweitung der

Maskenpflicht explizit als wich-

tige Massnahme im Kampf

gegendiePandemiebezeichne.

Überdurchschnittlich
viele Infektionen
Und dieser Kampf sei noch lan-

ge nicht ausgestanden. Engel-

berger zeigte sich«beunruhigt»
überdieEntwicklungder Infek-

tionszahlen in Basel-Stadt. Der

Stadtkanton liege improportio-

nalen Vergleich zur Bevölke-

rungszahl deutlich über dem
schweizerischen Durchschnitt.

«Wirmüssen jetztMassnahmen

ergreifen, ummenschliche Op-

fer undwirtschaftlicheSchäden

durch eine zweite Welle zu mi-
nimieren.»

Er sprach von einer «labilen

Phase»: Die Infektionszahlen

würden steigen, bei der Bevöl-

kerung seiengleichzeitigErmü-

dungserscheinungen festzustel-

len. Es sei schwierig, zu vermit-

teln, dass die Rückkehr zur
Normalität noch ziemlich weit

entfernt sei. Er rechne aber ab

demerstenQuartal 2021mitder

Zulassung erster Impfstoffe

gegen die Covid-19-Erkran-
kung.

Engelberger informierte

schliesslichüberdenStart einer

Langzeitstudie des Schweizeri-

schen Tropen- und Public-
Health-Instituts, an der sich die

GesundheitsdirektionenvonBa-

selland und Basel-Stadt beteili-

gen. Die Studie beinhalte einen

Antikörpertest und Befragun-
gen zu den Auswirkungen der

Pandemie auf die persönlichen

Lebensumstände der Men-

schen. (sda)

Nachrichten
GestürzteVelofahrerin
imSpital gestorben

Selbstunfall Die Velofahrerin,
die am Donnerstag mit schwe-

ren Verletzungen ins Spital ge-

brachtwerdenmusste, ist imSpi-

tal verstorben. Dies teilte die

Polizei am Freitag mit. Die
39-Jährige verlor kurz vor 8 Uhr

an der Oristalstrasse aus nicht

geklärten Gründen die Herr-

schaft über ihr Velo und stürzte

aufs Trottoir. (bz)

NachSäureaustritt:
Elf Personen imSpital

Frenkendorf In einem Produk-
tionsbetrieb ist amDonnerstag-

abend Sulfaminsäure ausgetre-

ten. Elf Mitarbeitende mussten

in Spitäler gebracht werden,

konnten diese aber noch in der
Nacht verlassen. Die Gründe

werden abgeklärt. Für die Um-

welt habe keine Gefahr bestan-

den, teilt die Polizeimit. (bz)
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